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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur Eindämmung der Verunreinigung 
infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe in die Gewässer 
der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, insbesondere auf Artikel 
235, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eine umfassende und gleichzeitige Aktion der 
Mitgliedstaaten zum Schutze der Gewässer der Ge- 
meinschaft gegen Verunreinigung, insbesondere 
durch bestimmte langlebige, toxische und biologisch 
akkumulierbare Stoffe ist dringend geboten; 

mehrere Übereinkommen - insbesondere das 
Übereinkommen zur Verhütung der Meeresver- 
schmutzung vom Lande aus und der Entwurf des 
Europäischen Übereinkommens zum Schutze der 
internationalen Wasserläufe gegen Verunreini- 
gung - haben zum Ziel, die internationalen Was- 
serläufe und die Meeresumwelt gegen Verschmut- 
zung zu schützen; es ist von Bedeutung, daß die 
Koordinierung der im Rahmen dieser Übereinkom- 
men getroffenen Maßnahmen gewährleistet ist; 

eine gemeinschaftliche Aktion zur Eindämmung 
der Ableitungen bestimmter gefährlicher Stoffe in die 
Gewässer der Gemeinschaft sowie zur Koordinie- 
rung der diesbezüglichen Aktionen der Mitglied- 
staaten ist erforderlich, um im Rahmen des Funktio- 
nierens des Gemeinsamen Marktes gemeinschaft- 
liche Ziele in den Bereichen der beständigen Ver- 
besserung der Lebensbedingungen und der harmo- 


nischen Entwicklung der wirtschaftlichen Tätigkeiten 
in der gesamten Gemeinschaft zu erreichen; die 
diesbezüglich erforderlichen Aktionsbefugnisse sind 
im Vertrag nicht vorgesehen; 

das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz sieht vor, mit Vor- 
rang eine Regelung über die Ableitung bestimmter 
Schadstoffe in die Süßwasser zu treffen; um den 
Ursprung der gefährlichen Stoffe zu kennen, muß 
eine Bestandsaufnahme der Ableitungen der in die 
Gewässer der Gemeinschaft abgeleiteten gefähr- 
lichen Stoffe erstellt werden; 

zur Gewährleistung eines wirksamen Umwelt- 
schutzes muß eine Liste der gefährlichen Stoffe er- 
stellt werden, deren Ableitung in die Gewässer der 
Gemeinschaft überwacht oder geregelt werden muß; 

um eine uneingeschränkte Anwendung des vorlie- 
genden Beschlusses zu ermöglichen, müßte der Rat 
innerhalb festgelegter Fristen bestimmte Schwellen- 
werte, Fristen und Grenzwerte festlegen - 

FASST FOLGENDEN BESCHLUSS: 

Artikel 1 

Festlegung des Geltungsbereiches 

Im Sinne dieses Beschlusses bedeutet 

1. „Gewässer der Gemeinschaft" alle fließenden 
oder stehenden Süßwasser, die das Hoheitsgebiet 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten durchflie- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 12. Oktober 1973, S. 17 
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ßen, einschließlich der Kanäle und Seen sowie die 
Unterwasser und sonstigen Rohrleitungen, die 
Grenzbereiche der Süßwasser und die Meere, die 
die Küste der Gemeinschaft umspülen. 

2. „Süß wassergrenze" die Stelle im Wasserlauf, an 
der bei Ebbe und zu einer Zeit schwachen Süß- 
wasserflusses auf Grund des Vorhandenseins von 
Meerwasser eine erhebliche Zunahme des Salz- 
gehaltes festzustellen ist 

Artikel 2 

Bestandsaufnahme 

1. Die Mitgliedstaaten erstellen eine Bestandsauf- 
nahme der in die Gewässer der Gemeinschaft 
vorgenommenen Ableitungen, die die in Listen 1 
und 2 der Anlage - die Bestandteil des vorlie- 
genden Beschlusses ist - aufgeführten Stoffe ent- 
halten. 

2. Dieses Bestandsverzeichnis wird von den Mit- 
gliedstaaten innerhalb der Frist eines Jahres 
- gerechnet vom Zeitpunkt der Festlegung der 
Schwellenwerte - erstellt und gilt für alle Ablei- 
tungen, die diese Schwellenwerte überschreiten. 

Artikel 3 

Beschränkungen und Fristen 

Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maß- 
nahmen, um eine Verschmutzung der Gewässer der 
Gemeinschaft durch die in der Anlage aufgeführten 
Stoffe zu vermeiden oder einzudämmen, und zwar 
unter den nachstehend aufgeführten Bedingungen: 

A 1. Jede Ableitung, die einen der in Liste I des 
Anhangs aufgeführten Stoffe enthalten kann 
und Gegenstand des in Artikel 2 vorgesehenen 
Bestandsverzeichnisses ist, in die Gewässer 
der Gemeinschaft unterliegt einer vorherigen 
behördlichen Genehmigung durch die zustän- 
dige Behörde des betreffenden Mitgliedstaates. 
Diese Genehmigung kann nur erteilt werden, 
wenn die Ableitungen dieser Stoffe auf fest- 
zulegende Grenzwerte reduziert sind. 

2. Die Anlagen, in denen die erforderlichen Re- 
duzierungen erzielt werden, müssen innerhalb 
einer Frist, die für jeden im Anhang auf ge- 


führten Stoff festzulegen ist, und mit den opti- 
malen bestehenden technischen Mitteln erstellt 
werden. 

3. Ermöglichen die optimalen bestehenden tech- 
nischen Mittel keine Reduzierung der Ablei- 
tungen auf einen nichtgefährlichen Schwellen- 
wert oder können die in Punkt 1 des vorlie- 
genden Artikels auf geführten Grenzwerte nicht 
eingehalten werden, ist die Ableitung unter- 
sagt. 

Bl. Es werden Grenzwerte für die in Liste II des 
Anhangs aufgeführten Stoffe, die aus natür- 
lichen und künstlichen Einleitungen stammen, 
festgelegt. 

2. Jede Ableitung in die Gewässer der Gemein- 
schaft, die Stoffe enthält, die in Liste II des 
Anhangs des vorliegenden Beschlusses aufge- 
führt sind und die Gegenstand des in Artikel 2 
vorgesehenen Bestandsverzeichnisses sind, 
muß auf Grenzwerte reduziert werden, die 
nach den in Punkt B 1 des vorstehenden Arti- 
kels genannten Verfahrens festgelegt werden. 

3, Die Anlagen zur Erzielung der erforderlichen 
Reduzierungen müssen innerhalb einer fest- 
zulegenden Frist erstellt sein. 

Artikel 4 

Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission 
und mit qualifizierter Mehrheit: 

— innerhalb einer Frist von 18 Monaten, gerechnet 
vom Zeitpunkt der Annahme des vorliegenden 
Beschlusses, die in Artikel 2.2 vorgesehenen 
Schwellenwerte, die in Artikel 3. A 1 vorgesehe- 
nen Grenzwerte und die in Artikel 3. A 2 vor- 
gesehenen Fristen; 

— innerhalb einer Frist von 30 Monaten nach An- 
nahme des vorliegenden Beschlusses die in Arti- 
kel 3. B 1 vorgesehenen Grenzwerte und die in 
Artikel 3. B 2 vorgesehenen Fristen. 

Artikel 5 

Die Durchführung der Kraft des vorliegenden Be- 
schlusses erlassenen Bestimmungen darf keinesfalls 
dazu führen, daß sich die derzeitige Qualität der Ge- 
wässer der Gemeinschaft unmittelbar oder mittel- 
bar verschlechtert. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes-- 
kanzleramtes vom 14. November 1974 - 1/4 - 680 70 -E-Ge 53/74: ^ 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. Oktober 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 6 
V erpf li chtungen 

1. Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommis- 
sion 

a) die Ergebnisse der in Artikel 2 vorgesehenen 
Bestandsaufnahme sowie der vom nationalen 
Netz durchgeführten Kontrollen und Über- 
wachungen; 

b) die verfügbaren - möglichst ausführlichen - 
Informationen über die im Anhang dieses Be- 
schlusses aufgeführten Stoffe, die in die Ge- 
wässer der Gemeinschaft eingeleitet werden 
können. 


Artikel 7 

Dieser Beschluß ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 

Liste I 

— Organische Halogenverbindungen und Stoffe, die 
in der Meeresumwelt derartige Verbindungen 
bilden können, mit Ausnahme solcher Stoffe, die 
biologisch unschädlich sind oder die im Meer 
rasch in biologisch unschädliche Stoffe umge- 
wandelt werden. 

— Organische Phosphorverbindungen ^) . 

— Organische Zinnverbindungen ^). 

— Langlebige toxische Organo-Siliziumverbindun- 
gen und Verbindungen, die im Süßwasser und 
im Meerwasser zur Bildung solcher Stoffe füh- 
ren können. 

— Stoffe, deren kanzerogene Wirkung im oder 
durch das Wasser erwiesen ist. 

— Quecksilber und Quecksilberverbindungen. 

— Kamium und Kamiumverbindungen. 

— Langlebige Kunststoffe, die im Meer treiben, 
schwimmen oder untergehen können und die 
jede rechtmäßige Nutzung des Meeres ernstlich 
behindern können. 

— Aus Erdöl gewonnene beständige öle und Koh- 
lenwasserstoffe. 


Liste II 


Folgende Metalle und Nichtmetalle und ihre Ver- 
bindungen: 


Zink 

Kupfer 

Ni^el 

Chrom 

Blei 


Selen 

Arsen 

Antimon 

Molydän 

Titan 


Zinn 

Barium 

Beryllium 

Bor 

Uran 


Vanadin 

Kobalt 

Thallium 

Tellur 


— Biozide und davon abgeleitete Verbindungen, 
die nicht in Liste I aufgeführt sind. 

— Stoffe, die eine abträgliche Wirkung auf den Ge- 
schmack und/oder den Geruch der Erzeugnisse 
haben, die aus der Meeresumwelt für den 
menschlichen Verbrauch gewonnen werden so- 
wie Verbindungen, die im Wasser zur Bildung 
solcher Stoffe führen können. 

— Organische Phosphor- und Siliziumverbindungen 
und Stoffe, die im Wasser zur Bildung solcher 
Stoffe führen können, mit Ausnahme derjenigen 
Stoffe, die biologisch unschädlich sind oder die 
sich im Wasser rasch in biologisch unschädliche 
Stoffe umwandeln. 


— Reiner Phosphor. 

— Aus Erdöl gewonnene nichtbeständige öle und 
Kohlenwasserstoffe. 

— Zyanide und Fluoride. 


— Stoffe, die sich auf die Sauerstoffbilanz ungünstig 
auswirken, Amoniak, Nitrite. 

— Nitrate. 

— Stoffe, die durch ihren intensiven Gebrauch eine 
ernsthafte Gefährdung der Qualität und der Nut- 
zung der Gewässer, in die sie eingebracht wer- 
den, darstellen können. 

— Sulfate und Kalzium- und Magnesiumchloride, 
Phosphate. 

— Stoffe, die sich infolge bisher unbekannter, neuer 
oder erweiterter Verwendungszwecke abträglich 
auf die Qualität der Gewässer auswirken kön- 
nen, und neue Stoffe, die so entwickelt und ver- 
wendet werden können, daß sie eine ernsthafte 
Gefährdung der Qualität des Wassers darstel- 
len. 

Vorgeschichte 

1. In den letzten Monaten wurden im Rahmen 
verschiedener Gremien drei wichtige Überein- 
kommen über die Wasserverunreinigung erör- 
tert. Es handelt sich um: 

(1) das Übereinkommen zur Verhütung der Mee- 
resverschmutzung vom Lande aus, nachste- 
hend „Pariser Übereinkommen" genannt; 

(2) den Entwurf eines unter der Ägide des Euro- 
parates ausgearbeiteten Europäischen Über- 
einkommens zum Schutz internationaler 
Wasserläufe vor Verschmutzung, „Straßbur- 
ger Übereinkommen" genannt; 

(3) Entwurf eines Übereinkommens zum Schutze 
des Rheins gegen Verunreinigung durch che- 
mische Stoffe, der von der Internationalen 
Kommission zum Schutze des Rheins gegen 
Verunreinigung ausgearbeitet wurde, nach- 
stehend „Übereinkommen für den Rhein" 
genannt. 

2. Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind oder 
waren an der Ausarbeitung aller drei Überein- 
kommen beteiligt, und sie werden, soweit dies 
in den Übereinkommen vorgesehen ist, an der 
Erstellung von Programmen zur Eindämmung 

der Verschmutzung mitarbeiten ^) . 

1) Ausschließlich der Verbindungen, die sich im Wasser 
rasch in biologisch unschädliche Stoffe umwandeln. 

2) An der Erstellung des Textes des Pariser Übereinkom- 
mens waren Vertreter der nachstehenden Mitglied- 
staaten als Beobachter beteiligt: Deutschland, Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Irland, Luxemburg, Nieder- 
lande, Vereinigtes Königreich, Italien. 

An der Ausarbeitung des Projektes des Übereinkom- 
mens von Straßburg waren Vertreter der nachstehen- 
den Mitgliedstaaten beteiligt: Deutschland, Belgien, 
Frankreich, Italien, Niederlande. Deutschland, Frank- 
reich, Luxemburg und die Niederlande sind an der 
Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins 
gegen Verunreinigung beteiligt. 
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3. Im Zusammenhang mit dem Übereinkommen 
von Paris und von Straßburg hat die Kommis- 
sion dem Rat bereits Mitteilungen unterbreiiel 
(KOM(74) 502 endg. und SEK(74) 1564 endg.). 
In beiden Fällen wurde beim Rat beantragt, 

(i) daß die Gemeinschaft als solche ermächtigt 
wird, den betreffenden Übereinkommen bei- 
zutreten, 

(ii) zu entscheiden, daß die Kommission in 
etwa einzusetzenden Gremien entweder 
vorübergehend oder ständig mitarbeitet, 
um die Übereinkommen durchzuführen und 
die erforderlichen Programme zur Eindäm- 
mung der Verunreinigung vorzuschlagen. 

4. Wie aus den beiden Mitteilungen der Kommis- 
sion an den Rat hervorgeht, ist einer der we- 
sentlichen Gründe für die Gemeinschaft, den 
Übereinkommen von Paris und von Straßburg 
beizutreten, die Tatsache, daß alle Mitgliedstaa- 
ten, die Signatarstaaten des einen oder anderen 
Abkommens sind oder sein können, ihren Ver- 
pflichtungen auf die gleiche Art und Weise 
nachkommen müssen. Im Rahmen jedes Über- 
einkommens werden die Mitgliedstaaten Pro- 
gramme zur Eindämmung der Verschmutzung 
annehmen müssen, die sowohl hinsichtlich der 
Zeitplanung als auch der Strenge der angenom- 
menen Maßnahmen in großen Zügen ähulich 
sind. Der Beitritt der Gemeinschaft zu diesen 
Übereinkommen und die Anwesenheit der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften in 
den betreffenden Verwaltungsgremien der 
Übereinkommen wird die Erzielung einer sol- 
chen Kohärenz erleichtern. Obgleich der Ent- 
wurf des Übereinkommens über den Schutz des 
Rheins gegen Verunreinigung durch chemische 
Stoffe noch nicht Gegenstand einer Mitteilung 
der Kommission an den Rat war, werden auch 
hier die Mitgliedstaaten, die das Übereinkom- 
men unterzeichnen, eine gemeinsame Haltung 
einnehmen müssen. 

5. Einer der Gründe, die einer Harmonisierung 
der Haltung der Mitgliedstaaten hinsichtlich 
ihrer Verpflichtungen in der einen oder ande- 
ren Form rechtfertigen, ist die Notwendigkeit, 
die Kohärenz der vorgeschlagenen effektiven 
Programme zur Eindämmung der Verschmut- 
zung zu gewährleisten. Jedes Übereinkommen 
enthält eine Aufstellung der Stoffe, deren Ab- 
leitung überwacht werden muß. Jedes Überein- 
kommen sieht einen Zeitplan vor - einige Stoffe 
müssen rascher und strenger kontrolliert werden 
als andere. Jedes Übereinkommen sieht ein In- 
strumentarium zur Durchführung der Programme 
vor. Tatsächlich besteht jedoch zwischen den 
drei Übereinkommen ein gewisser Mangel an 
Homogenität (und es gibt sogar Widersprüche) 
nicht nur hinsichtlich der Aufstellung der Stoffe, 
sondern auch in bezug auf die grundlegenden 


Beschränkungen, die in den Programmen fest- 
gelegten Fristen und die Durchführungsmodali- 
täten. 

6. In der beiliegenden Anlage sind die Unter- 
schiede zwischen den drei Übereinkommen ein- 
gehend analysiert. Würden sich die Anwen- 
dungsbereiche dieser drei Übereinkommen 
grundlegend voneinander unterscheiden, so 
wären das Vorhandensein dieser Unterschiede 
und die mangelnde Homogenität weniger gra- 
vierend. Tatsächlich überschneiden sich jedoch 
die Ziele der drei Übereinkommen in einem an- 
deren Punkt. So regelt zum Beispiel das Pariser 
Übereinkommen die Verunreinigung der Meere 
vom Land aus. Die wichtigste Art der Verunrei- 
nigung des Meeres vom Lande aus ist die durch 
Flüsse und Wasserläufe herbeigeführte Verun- 
reinigung. Daher wird sich notwendigerweise 
ein im Rahmen des Pariser Übereinkommens 
entworfenes Programm zur Eindämmung der 
Verunreinigung auf alle in das Meer münden- 
den Flüsse erstrecken, sofern sie eine signifi- 
kante Verschmutzungslast mit sich führen. Inter- 
nationale Wasserläufe, das heißt grenzüber- 
schreitende Flüsse, werden natürlich Gegen- 
stand von Programmen sein, die im Rahmen 
des Übereinkommens von Straßburg vorgeschla- 
gen werden. (Für den Rhein selbst gilt nicht nur 
das Straßburger Übereinkommen, sondern auch 
- soweit die Verunreinigung durch chemische 
Stoffe betroffen ist ~ ein besonderes Überein- 
kommen betreffend den Rhein.) überdies müs- 
sen sich die im Rahmen des Straßburger Über- 
einkommens vorgesehenen Programme zur Ein- 
dämmung der Verunreinigung auch auf alle 
nationalen Flüsse beziehen, die Nebenflüsse 
oder Zuflüsse von internationalen Flüssen sind, 
da die Verunreinigungslast internationaler 
Flüsse zum Teil aus den in sie einmündenden 
Wasserläufen stammt. 

7. Aus diesen Ausführungen mag hervorgehen, 
wie schwierig es tatsächlich sein wird, diese drei 
Übereinkommen so abzuwickeln, als hätten sie 
drei völlig unterschiedliche Anwendungsberei- 
che. Selbst, wenn dies in der Praxis möglich 
wäre, würden sich auf gemeinschaftlicher Ebene 
unweigerlich Schwierigkeiten ergeben. Nach der 
Annahme des Aktionsprogramms für den Um- 
weltschutz durch den Rat im November 1973 
hat die Kommission selbst das Mandat, ein 
Programm zur Eindämmung der Verunreinigung 
durch bestimmte toxische oder gefährliche Stoffe 
vorzuschlagen, die in Binnengewässer oder 
Küstengewässer eingeleitet worden sind oder 
eingeleitet werden können. Bei diesem Gemein- 
schaftsprogramm muß es sich notwendigerweise 
um ein integriertes Programm handeln, das alle 
Aspekte des aquatischen Milieus berücksich- 
tigt. Das Gemeinschaftsprogramm kann weder 
eine künstliche Unterscheidung zwischen natio- 
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nalen und internationalen Flüssen aufrechterhal- 
ten noch eine strenge Unterscheidung zwischen 
Küstengewässern und Flüssen, die in diese Ge- 
wässer einmünden, treffen. 

8. Mit dieser Mitteilung und dem Vorschlag eines 
Ratsbeschlusses wird daher ein zweifaches Ziel 
verfolgt: Es wird die Erarbeitung einer kohären- 
ten Haltung der Mitgliedsländer zu den drei 
Übereinkommen vorgeschlagen, und gleichzei- 
tig soll dem Antrag des Rates für Umweltschutz 
vom November 1973 stattgegeben werden. 
Durch die Annahme des nachstehenden Be- 
schlusses würden die Mitgliedstaaten daher 
nidit nur die Durchführung des Umweltschutz- 
programms der Europäischen Gemeinschaften 
fördern, sondern sie würden gleichzeitig den 
von ihnen im Zusammenhang mit den Überein- 
kommen von Paris, Straßburg und über den 
Rhein eingegangenen Verpflichtungen oder noch 
einzugehenden Verpflichtungen in einer ord- 
nungsgemäßen und sinnvollen Weise nachkom- 
men. 


9. Der Vorschlag des Ratsbeschlusses umfaßt: 

a) eine Aufstellung der Stoffe, deren Ablei- 
tung zu überwachen ist, 

b) die aufzuerlegenden Beschränkungen und 
den einzuhaltenden Zeitplan, 

c) die Durchführungsmodalitäten und 

d) die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten. 

10. Eine solche Aktion ist erforderlich zur Durch- 
führung des gemeinschaftlichen Aktionspro- 
gramms im Bereich des Umweltschutzes. Da 
kein Artikel des Vertrags die erforderlichen Be- 
fugnisse gibt, muß sich der Beschluß auf Arti- 
kel 235 stützen. 

.11. Gemäß den Bestimmungen dieses Artikels ist 
die Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments erforderlich, und auch der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß muß angehört werden. 
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Anlage 

Vergieichende Analyse der Überemkornmen von Paris und von Slraßburg und des Entwurfs des 
Übereinkommens zum Schutze des Rheins gegen die Verunreinigung durch chemische Stoffe 


1. Verhütung der Meeresverschmutzung vom Lande 
aus 

Nach den Bestimmungen dieses Übereinkommens 
verpflichten sich die Vertragsparteien, einzeln oder 
gemeinsam Maßnahmen zur Eindämmung der Mee- 
resverschmutzung vom Lande aus zu ergreifen und 
Vorkehrungen zur Verhütung weiterer Verunreini- 
gungen zu treffen. Diese Verpflichtung wird im Rah- 
men von Programmen erfüllt, die von einem zentra- 
len Verwaltungsorgan, der sogenannten „Kommis- 
sion" erstellt werden. Die im Übereinkommen vor- 
gesehenen Schadstoffe sind in Anlage A aufgeführt 
und in drei Kategorien unterteilt, und zwar unter 
Berücksichtigung ihrer Langlebigkeit, ihrer Toxizität 
und ihrer Neigung zur biologischen Akkumulierung. 

Nach Artikel 4 des Übereinkommens verpflichten 
sich die Vertragsparteien: 

a) nötigenfalls stufenweise die Verschmutzung des 
Meeresgebiets vom Lande aus durch die in 
Teil 1 der Anlage A aufgeführten Stoffe zu be- 
seitigen; 

b) die Verschmutzung des Meeresgebiets vom 
Lande aus durch die in Teil 2 der Anlage A 
aufgeführten Stoffe streng zu begrenzen. 

2. Schutz der internationalen Wasserläufe vor Ver- 
schmutzung 

Im Entwurf des Übereinkommens verpflichten sich 
die das Übereinkommen unterzeichnenden Mitglied- 
staaten des Europarates: 

a) sich zu bemühen, für alle oberirdischen Gewäs- 
ser ihres Hoheitsgebiets alle geeigneten Maß- 
nahmen zu treffen, um die bestehende Ver- 
schmutzung zu verringern und neue Formen 
der Wasserverschmutzung zu verhüten (Arti- 
kel 2), 

b) auf internationale Wasserläufe entweder die zum 
Teil in Anlage III definierten Sondernormen oder 
die in Anlage I definierten Mindestnormen (Arti- 
kel 4) anzuwenden. 

Außerdem ist das Einleiten der in Anlage II des 
Übereinkommens aufgeführten gefährlichen oder 
schädlichen Stoffe in die Gewässer internationaler 
Einzugsgebiete unter bestimmten Bedingungen ver- 
boten oder beschränkt. 

3. Verschmutzung des Rheins durch chemische 
Stoffe 

Eine dritte gleichartige Initiative gegen die Verun- 
reinigung durch chemische Stoffe wurde von den 


Signatarstaaten des Übereinkommens von Bern zur 
Bekämpfung der Verunreinigung des Wassers des 
Rheins getroffen. Auf Antrag der Ministerkonfe- 
renz der Anrainerstaaten des Rheins, die im Okto- 
ber 1972 in Den Haag zusammengetreten war, wurde 
die internationale Kommission beauftragt: 

a) die Listen der Stoffe zu erstellen, deren Ablei- 
tung untersagt, beschränkt oder bestimmten Be- 
dingungen unterworfen werden soll (unter Be- 
rücksichtigung der Bestimmungen des Abkom- 
mens von Oslo vom 15. Februar 1972); 

b) eine Untersuchung über die Herkunft dieser 
Stoffe durchzuführen; 

c) schrittweise ein Aktionsprogramm auszuarbeiten, 
das die Überwachung, die Beschränkung und ge- 
gebenenfalls das Verbot der Ableitung dieser 
Stoffe vorsieht. 

Die Liste der Stoffe, deren Ableitung zu untersagen, 
zu beschränken oder bestimmten Bedingungen zu 
unterwerfen ist, wurde auf der zweiten Ministerkon- 
ferenz über den Schutz des Rheins gegen Verunrei- 
nigung, die am 4. und 5. Dezember 1973 in Bonn 
zusammengetreten ist, gebilligt. 

Die Ergebnisse dieser Arbeiten müssen auf der 
nächsten Ministerkonferenz der Anrainerstaaten 
des Rheins, die im Dezember 1974 stattfinden wird, 
den Ministern zur Genehmigung vorgelegt werden; 
sie werden dann die Grundlage eines Übereinkom- 
mens zwischen diesen Staaten bilden. 

4. Auswirkungen der Maßnahmen auf das Pro- 
gramm der Europäischen Gemeinschaften 

4A. Zielsetzung 

Obgleich die Ziele der einzelnen Übereinkommen 
insofern ähnlich sind, als sie alle eine Eindämmung 
des Grades der bestehenden Verunreinigung in- 
folge des Vorhandenseins bestimmter gefährlicher 
Stoffe im aquatischen Milieu anstreben, muß be- 
tont werden: 

1 . Das Übereinkommen von Paris gilt für den Mee- 
resbereich der Nordsee und des Nordöstlichen 
Atlantiks. Dieses Übereinkommen führt demnach 
nur indirekt zu einer Eindämmung der Verunrei- 
nigung der Binnengewässer. 

2. Das Übereinkommen von Straßburg gilt nur für 
die internationalen Wasserläufe und ihre Mün- 
dungsgebiete. Es sieht Mindestnormen (Immis- 
sion (Anhang I) vor, Sondernormen (Immission) 
(Anhang III) sowie das Verbot oder die Be- 
schränkung der Ableitung bestimmter gefähr- 
licher oder schädlicher Stoffe (Anhang II). 
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3. Das Übereinkommen über die Verschmutzung 
des Rheins durch chemische Stoffe betrifft aus- 
schließlich den Rhein und seine Nebenflüsse und 
wird auch das Verbot oder die Beschränkung 
der Ableitung bestimmter chemischer Stoffe ge- 
mäß einer selektiven Liste der Abfälle, die diese 
Stoffe enthalten, vorsehen. 

4.2. Beschränkungen 

Zu den präzisen und praktischen Verpflichtungen 
ist zu betonen, daß das Übereinkommen von Paris 
besondere Aktionen vorsieht, „um die Verschmut- 
zung der Meeresbereiche durch die in Teil II von 
Anhang A aufgeführten Stoffe vom Lande aus ein- 
zudämmen. oder gegebenenfalls zu beseitigen". 
„Diese Stoffe dürfen nur nach Erteilung einer Ge- 
nehmigung durch die zuständigen Behörden einge- 
leitet werden" (Artikel 4.2.b). Bezüglich der in 
Teil I von Anlage A aufgeführten Stoffe, die für 
die gefährlichsten gehalten werden und für die daher 
eine vordringliche Aktion angezeigt wäre, bleibt 
der Wortlaut des Übereinkommens von Paris jedoch 
recht unbestimmt. 

Eine genaue Anwendung und eine strenge Ausle- 
gung der sich aus Artikel 4.1.1 ergebenden . Ver- 
pflichtungen bedingt die Erstellung einer ausführ- 
lichen Studie für jeden Meeresbereich, damit die 
Auswirkungen der in die Binnengewässer eingelei- 
teten Schadstoffe auf die gesamte Verschmutzung 
des betreffenden Bereichs ermittelt werden kann. 
Bei dieser Studie müssen berücksichtigt werden 

— die hydraulischen Gegebenheiten und die jahres- 
zeitlich bedingten Schwankungen der Gewässer 
des Einzugsgebietes, die in den Meeresbereich 
münden; 

— die in die Binnengewässer eingeleitete Ver- 
schmutzungslast sowie die Einleitungspunkte 
im Verhältnis zu ihrer Entfernung vom Küsten- 
bereich; 

— Wind- und Gezeitenverhältnisse. 

Artikel 5.2 des Übereinkommens von Straßburg 
besagt hinsichtlich der in Anlage II aufgeführten 
gefährlichen oder abträglichen Stoffe; „Kann eine 
Vertragspartei den Bestimmungen des Absatzes 1 
(Verbot oder Beschränkung der Ableitung) nicht 
sofort Wirksamkeit verleihen, so trifft sie Maß- 
nahmen, um ihnen innerhalb einer angemessenen 
Frist zu entsprechen". 

Da ein endgültiger Wortlaut über die Verunreini- 
gung des Rheins durch chemische Stoffe noch nicht 
erstellt ist, können die durch dieses Übereinkom- 
men auferlegten Beschränkungen nicht spezifiziert 
werden. 


4.3. Durchführungsmodalitäten 

Zur Überwachung der ordnungsgemäßen Durchfüh- 
rung der sich aus dem Übereinkommen von Paris 
ergebenden Verpflichtungen wird eine einzige und 
ständige Kommission eingesetzt, während ein sol- 
ches Organ für das Übereinkommen von Straßburg 
nicht vorgesehen ist. Artikel 14 des letztgenannten 
Übereinkommens besagt, daß die Vertragsparteien 
die Einsetzung einer Internationalen Kommission 
für jedes Einzugsgebiet beschließen, sofern ein sol- 
ches Organ nicht bereits besteht. Diese Kommis- 
sionen sind befugt, in ihrem jeweiligen Einzugs- 
gebiet alle in Artikel 15 dieses Übereinkommens 
vorgesehenen Maßnahmen zu treffen. 

Im Falle des Übereinkommens über die Verschmut- 
zung des Rheins durch chemische Stoffe ist das Exe- 
kutivorgan die Internationale Kommission zum 
Schutze des Rheins gegen Verunreinigung. Dieses 
Organ hat im Rahmen des Übereinkommens von 
Straßburg die gleiche vollziehende Aufgabe. 

4.4. Fristen 

Die nichtkoordinierte Anwendung der vorstehend 
aufgeführten Übereinkommen könnte zu unter- 
schiedlichen Fristen in der Erreichung der Ziele füh- 
ren. Im Übereinkommen von Straßburg ist diese 
Frist dem Ermessen jedes Signatarstaates überlas- 
sen (Artikel 2), während diese Frist im Überein- 
kommen über die Verschmutzung von Land aus von 
der „Kommission" festgelegt wird (Artikel 16). 

Nach dem Entwurf des Übereinkommens gegen die 
Verschmutzung des Rheins durch chemische Stoffe 
können zwei Fristen ins Auge gefaßt werden: eine 
verhältnismäßig kurze Frist zur Erstellung des In- 
ventars der Ableitungen und eine längere Frist zur 
Errichtung der für die Überwachung der Ableitun- 
gen erforderlichen Anlagen. 

4.5. Listen der in den Übereinkommen 
vorgesehenen Stoffe 

Die verschiedenen Listen der drei Übereinkommen 
sind in Tabellen 1 und 2 gegenübergestellt. In der 
ersten Tabelle werden die einzelnen Listen vergli- 
chen, während in der zweiten alle in jedem Über- 
einkommen genannten Stoffe aufgeführt sind und 
die Zugehörigkeit zu der entsprechenden Liste an- 
gegeben ist, und zwar in absteigender Reihenfolge 
der Schädlichkeit. 


8 




Tabelle 1 


Vergleichende Tabelle der europäischen Übereinkommen über den Schutz der Gewässer gegen Verunreinigung 


Art der Stoffe 

Übereinkommen von Straßburg 

Übereinkommen von Paris 

Kommission für den Rhein 

Liste A 

Langlebige organische Halogenverbin- 
dungen und Stoffe, die im Wasser solche 
Stoffe bilden können 

Organische Halogenverbindungen und 
Stoffe, die in der Meeresumwelt der- 
artige Verbindungen bilden können, mit 
Ausnahme solcher Stoffe, die biologisch 
unschädlich sind oder die im Meere rasch 
in biologisch unschädliche Stoffe umge- 
wandelt werden 


oder 




Teil I 

Organische Phosphorverbindungen *) 


Organo-Phosphorpestizide 

oder 

Organische Zinnverbindungen 


Organo-Zinnpestizide ‘) 

Liste I 

Langlebige toxische organische Silizium- 
verbindungen 


Organische Siliziumverbindungen und 
Verbindungen, die in den Gewässern zur 
Bildung solcher Stoffe führen können 


Stoffe, deren kanzerogene Wirkung im j 
oder durch das Wasser erwiesen ist 


Stoffe, deren kanzerogene Wirkung wis- 
senschaftlich anerkannt ist 


Quecksilber und Verbindungen dieses 
Metalls 

Cadmium und Verbindungen dieses Me- 
talls 

Quecksilber und Quecksilberverbindun- ^ 
gen 1 

Cadmium und Cadmiumverbindungen 

Quecksilber und seine Verbindungen 
Cadmium und seine Verbindungen 



Langlebige Kunststoffe, die im Meer trei- 
ben, schwimmen oder untergehen kön- 
nen und die jede rechtmäßige Nutzung 
des Meeres ernstlich behindern können 
ain 1 




Aus Erdöl gewonnene beständige öle 
und Kohlenwasserstoffe 



1) aussdiließlidi der Verbindungen, die sich 
im Wasser rasch in biologisch unschäd- 
liche Stoffe umwandeln 
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o 


Art der Stoffe 


Übereinkommen von Straßburg 


Liste B 
oder 
Teil II 
oder 
Liste II 


Die nachstehenden Metalle und Nicht- 
metalle sowie ihre Verbindungen; 

Zink, Blei, Kupfer, Nickel, Chrom, Selen, 
Arsen, Antimon, Molybdän, Zinn, Ba- 
rium, Titan, Vanadin, Beryllium, Uran 

Biozide und davon abgeleitete Verbin- 
dungen, die nicht in der Liste A aufge- 
führt sind 

Stoffe, die sich abträglich auf den Ge- 
schmack oder den Geruch auswirken 


Stoffe, die sich infolge bisher unbekann- 
ter, neuer oder erweiterter Verwen- 
dungszwecke abträglich auf die Qualität 
der Oberflächengewässer auswirken kön- 
nen, und neue Stoffe, die so entwickelt 
und verwendet werden können, daß sie 
eine ernsthafte Gefährdung der Oberflä- 
chengewässer darstellen 




Übereinkommen von Paris ‘ Kommission für den Rhein 

Die nachstehenden Elemente und ihre Metalle und Nichtmetalle und ihre Ver- 
Verbindungen: Bindungen, z, B. Zink, Kupfer, Nickel, 

Arsen, Blei, Nickel, Zink, Chrom, Kupfer Chrom, Blei, Selen, Arsen, Antimon, 

Molybdän, Titan, Zinn, Barium, Beryl- 
lium, Bor, Uran, Vanadin 

Biozide und davon abgeleitete Verbin- 
dungen, die von den Bestimmungen der 
Liste nicht erfaßt sind 

Stoffe, die nach Ansicht der Kommission Stoffe, die einen schlechten Geruch oder 
eine abträgliche Wirkung auf den Ge- einen schlechten Geschmack verleihen 
schmack und/oder Geruch der Erzeug- können, und Verbindungen, die im Was- 
nisse haben, die aus der Meeresumwelt ser zur Bildung solcher Stoffe führen 
für den menschlichen Verbrauch gewon- können 
nen werden 


Organische Verbindungen von Phosphor, 

Silizium und Zinn und Stoffe, die in der 
Meeresumwelt derartige Verbindungen 
bilden können, mit Ausnahme derjeni- 
gen Stoffe, die biologisch unschädlich 
sind oder die im Meer rasch in biolo- 
gisch unschädliche Stoffe umgewandelt 
werden können 

Reiner Phosphor 

Aus Erdöl gewonnene nichtbeständige Mineralöle 
öle und Kohlenwasserstoffe 

Zyanide und Fluoride 
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Art der Stoffe 

Übereinkommen von Straßburg 

Übereinkommen von Paris 

Kommission für den Rhein 

Teil III 

oder 

Liste III 

(beige) 


Radioaktive Stoffe, einschließlich Ab- 
fälle 

Stoffe, die sich auf die Sauerstoffbilanz 
ungünstig aus wirken 

Ammoniak, Nitrite 

Nitrate 

Stoffe, die durch ihren intensiven Ge- 
brauch eine ernsthafte Gefährdung der 
Qualität und der Nutzung der Gewässer 
darstellen können, in die sie eingeleitet 
werden 

Sulfate, Kalzium- und Magnesiumdilo- 
ride, Phosphate 
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Tabelle 2 


Stoffe (nach der Reihenfolge des Übereinkommens einkommen 

von Straßburg) Straßburg 

Über- 
einkommen 
von Paris 

Kommission 
für den Rhein 

Langlebige, organische Halogenverbindungen und Stoffe, die 
im Wasser solche Verbindungen bilden können 

A 

I 

I 

Langlebige, toxische organische Siliziumverbindungen 

A 

p. i. 1) 

I 

Organische Phosphorverbindungen 

A 

p. i. >) 

I 

Organische Zinnverbindungen 

A 

p. i. 1) 

I 

Stoffe, deren kanzerogene Wirkung im oder durch das Wasser 
erwiesen ist 

A 

p. i. 1) 

I 

Quecksilber und Verbindungen dieses Metalls 

A 

I 

I 

Kadmium und Verbindungen dieses Metalls 

A 

I 

I 

, Metalle und Nichtmetalle 




Zink 

B 

II 

II 

Kupfer 

B 

II 

II 

Nickel 

B 

II 

II 

Chrom 

B 

II 

II 

Blei 

B 

. II 

II 

Selenium 

B 

p. i. 1) 

II 

Arsen 

B 

II 

II 

Antimoine 

B 

p. i. 1) 

II 

Molybdän 

B 

p. i. 

II 

Zinn 

B 

p. i. 1) 

II 

Barium 

B 

p. i.i) 

II 

Titan 

B 

p. i. 1) 

II 

Vanadium 

B 

p. i. 

II 

Beryllium 

B 

p. i. 

II 

Uranium 

B 

p.i.i) 

II 

Biozide und von ihnen abgeleitete Stoffe, die nicht in Liste A 
aufgeführt sind 

B 

p. i. 1) 

II 

Stoffe, die sich nachteilig auf den Geschmack und den Geruch 
auswirken 

B 

II 

II 

Stoffe, die sich aufgrund bisher unbekannter, neuer oder erwei- 
terter Verwendungszwecke nachteilig auf die Qualität der Ober- 
flächengewässer auswirken können, und neue Stoffe, die der- 
gestalt entwickelt und verwendet werden können, daß sie eine 
ernsthafte Gefährdung der Qualität der Oberflächengewässer 
darstellen 

B 

p. i. 1) 

p. i. 1) 

Beständige Kunststoffe, die im Meer treiben, schwimmen oder 
untergehen können und die jede rechtmäßige Nutzung des Mee- 
res ernsthaft behindern können 

p. i. ») 

I 

p. i. 1) 

Aus Erdöl gewonnene beständige öle und Kohlenwasserstoffe 

p. i. 1) 

I 

II 

Cynide und Fluoride 

p. i. 1) 

p. i. ‘) 

II 

Radioaktive Stoffe, einschließlich Abfälle 

p. i. 1) 

III 

p. i. 1) 

Stoffe, die sich ungünstig auf den Sauerstoffhaushalt auswirken 
Ammoniak, Nitrite 

p. i. 1) 

p. i. 1) 

JII 

Nitrate 

p. i. 1) 

p. i. 1) 

III 


1) im Übereinkommen nicht enthalten 


12 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode DrUCksache 7I2Z2\ 



Stoffe (nach der Reihenfolae des Übereinkommens 

' . emkommen 

von Straßburg) Straßburg 

Uber- 

cinkoinmen 
von Paris 

Kommission 
für den Rhein 

Stoffe, die aufgrund ihrer intensiven Verwendung eine ernst- 
hafte Gefährdung der Qualität und der Nutzung der Gewässer, 
in die sie abgeleitet werden, darstellen können 

Sulfate, Kalzium- und Magnesiumchloride, Phosphate 

p. i. ‘) 

p. i. ‘) 

III 

Organische Verbindungen des Phosphors, des Siliziums und 
des Zinns und Stoffe, die im Wasser zur Bildung solcher Ver- 
bindungen führen können, ausschließlich der Verbindungen, die 
biologisch unschädlich sind oder die sich im Meer rasch in un- 
schädliche Stoffe umwandeln 

p. i. ‘) 

II 

p. i. 1) 

Reiner Phosphor 

p. i. 1) 

II 

p. i. *) 

Aus Erdöl gewonnene nichtbeständige öle und Kohlenwasser- 
stoffe 

p. i. 1) 

II 

p. i. 1) 

Bor 

p.i. *) 

p. i. 

II 
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